
Nürnberger Nachrichten - 27/07/2020 Seite : 13

Copyright (c) 2020 Verlag Nuernberger Presse, Ausgabe 27/07/2020
Juli 30, 2020 4:25 pm (GMT -2:00) Powered by TECNAVIA

Verkleinert auf 71% (Anpassung auf Papiergröße)


BERLIN – Bei Verstößen von Fahrgäs-
ten gegen die Maskenpflicht in ihren
Zügen hält die Deutsche Bahn Strafen
nicht für nötig. „Wir sind ein offenes
System und setzen auf Einsicht und
die Kommunikation unserer Zugbe-
gleiter mit jenen Fahrgästen, die kei-
ne Maske tragen“, sagte Bahnchef
Richard Lutz den Zeitungen der Fun-
ke-Mediengruppe: „Überzeugung
und Appell an die Verantwortung ste-
hen vor der Bestrafung.“

Wenn dies nicht wirke, hole die
Bundespolizei im Fernverkehr unein-
sichtige Fahrgäste am nächsten Bahn-
hof aus dem Zug. „Das ist bisher aber
nur sehr selten vorgekommen“,
betonte Lutz. Wegen der Corona-Pan-
demie gilt im Fernverkehr der Bahn
seit Mitte Mai die Pflicht, eine Atem-
schutzmaske zu tragen.

Neue Stellen

Im ersten Halbjahr hat die Deut-
sche Bahn eigenen Angaben zufolge
derweil rund 19 000 Bewerbern eine
Stelle zugesagt. Damit sieht sie sich
auf gutem Weg, das selbstgesteckte
Ziel von 25 000 Neueinstellungen im
laufenden Jahr zu erreichen. Der Kon-
zern habe trotz der enormen wirt-
schaftlichen Corona-Schäden seine
Zusage eingelöst und auf Rekord-
niveau eingestellt, teilte Personalvor-
stand Martin Seiler mit.

Schwerpunkte bei den Einstellun-
gen lagen demnach im Instandhal-
tungs- und Bauprojektbereich. Wie
viele Stellen unterm Strich neu hinzu-
kommen werden, wurde zunächst

nicht bekannt. Im vergangenen Jahr
hatte der bundeseigene Konzern
24 000 neue Beschäftigte eingestellt.
Abzüglich derjenigen, die die Bahn
verließen – etwa, weil sie in Rente
gingen – blieb demnach ein Beschäfti-
gungsaufbau von 8000 Mitarbeitern.
Weil in der Corona-Krise die Fahr-
gastzahlen eingebrochen sind, hat
der Konzern mit hohen Verlusten zu
kämpfen. An ihren Investitions- und
Rekrutierungsvorhaben will die
Bahn trotzdem festhalten. Der Bund
als Eigentümer schießt Milliarden
zu.  dpa

VON TERESA DAPP (dpa)

BERLIN – Wer sich in den frühen
2000er Jahren eine Solaranlage aufs
Dach schraubte oder sein Geld in
Windparks steckte, durfte sich Pio-
nier der Energiewende nennen. Die
Besitzer alter Ökostrom-Anlagen ste-
hen nun vor einem Problem: Für die
ersten läuft Ende des Jahres die Förde-
rung nach dem Erneuerbare-Energi-
en-Gesetz (EEG) aus.

Denn die ist auf 20 Jahre begrenzt.
Solar- und Windbranche warnen,
dass Anlagen zu Tausenden vom
Netz gehen könnten, was den
Umstieg von Atom- und Kohlestrom
auf erneuerbare Energien ausbrem-
sen würde. Sie sehen die Politik in
der Pflicht – dabei geht es nicht nur
ums Geld.

Zu viele Regeln

Bundeswirtschaftsminister Peter
Altmaier (CDU) hat das Thema auf
dem Schirm. Es werde mit der EEG-
Novelle angegangen, teilte sein
Ministerium auf Anfrage mit. Ein Ent-
wurf soll nach der Sommerpause
kommen. Die Verhandlungen dürf-
ten schwierig werden, es gibt viel zu
viele Regeln – die „Ü-20-Anlagen“
sind nur eine von vielen Baustellen.

Über die EEG-Umlage, die Verbrau-
cher mit der Stromrechnung zahlen,
werden Ökostrom-Anlagen gefördert
– aber nur 20 Jahre lang. In den kom-
menden Jahren fallen also immer
mehr Anlagen aus der Förderung.

Im ersten Jahr sind nach Angaben
des Ministeriums etwa 18 300 Solar-
anlagen mit einer Gesamtleistung
von 72 Megawatt betroffen – das ist
nicht viel, allein 2019 wurde mehr
als das 50-Fache dieser Leistung neu
zugebaut. Erst ab 2025 seien erste
anlagenstarke Jahrgänge betroffen.
Bei den Windrädern sind es laut
Ministerium etwa 3700 Megawatt
installierte Leistung verteilt auf etwa
4900 Anlagen. Die Branche selbst

spricht von rund 6000 betroffenen
Windrädern.

Wer bisher Sonnenstrom ins Netz
eingespeist hat und dafür Geld
bekam, kann den Strom künftig ent-
weder selbst nutzen oder aber den
Strom direkt vermarkten. „Es ist wün-
schenswert, dass möglichst viele
Anlagenbetreiber die Direktvermark-
tung nutzen“, heißt es beim Wirt-
schaftsministerium. „Erste Hinweise
aus der Branche ergeben, dass einige
Akteure kleinere Anlagen poolen wol-
len und so die Direktvermarktung
organisiert werden könnte.“

Der Bundesverband Solarwirt-
schaft sieht aber einigen Reformbe-
darf. „Der überwiegende Teil der

Ü-20-Betreiber wird sich nur dann
für einen Weiterbetrieb der Solarstro-
manlagen begeistern lassen, wenn
dieser zumindest weitgehend kosten-
deckend möglich ist“, sagte Hauptge-
schäftsführer Carsten Körnig. „Einer
Anschlussförderung bedarf es dafür
nicht, aber eines Abbaus von Markt-
barrieren.“ Der Verband fordert unter
anderem, den Eigenverbrauch von
Umlagen und Abgaben zu befreien.

Die nach Auslaufen der EEG-Förde-
rung vorgeschriebene Direktvermark-
tung lohnt sich nach Einschätzung
des Solarverbands für die meisten
sehr kleinen Altanlagen bisher nicht
– weshalb die Gefahr bestünde, dass
die Anlagen abgebaut würden oder

aber „wild“, also illegal, einspeisten.
Daher solle die Direktvermarktung
vereinfacht werden. Zudem brauche
es eine Auffanglösung für Betreiber,
die nicht in die Direktvermarktung
wechseln wollten.

Bei Windenergie ist die Lage inso-
fern anders, als Politik und Branche
hier viel Wert aufs „Repowering“
legen – das Ersetzen alter Anlagen
durch neuere, meiste größere, die
viel mehr Strom produzieren. Aber
auch für Ü-20-Windräder ist der Wei-
terbetrieb mit Direktvermarktung
eine Option. „Einige Direktvermark-
ter haben sich bereits darauf speziali-
siert, ausgeförderte Anlagen unter
Vertrag zu nehmen“, teilte das Wirt-

schaftsministerium mit. Man gehe
davon aus, „dass hier ein Markt jen-
seits des EEG entstehen wird“. Das
entspricht den Zielen der Politik –
irgendwann soll Ökostrom der förder-
freie Normalfall sein.

Der Bundesverband Windenergie
sieht aber Probleme. Denn der Strom-
verkauf müsse den wirtschaftlichen
Betrieb ermöglichen, damit Anlagen
nicht einfach abgebaut würden. Die
Corona-Krise mit ihren Folgen habe
den Strombedarf drastisch gesenkt,
die Preise seien eingebrochen, erklär-
te ein Sprecher. Daher sei eine „politi-
sche Flankierung“ nötig. Neben ver-
schiedenen rechtlichen Vereinfa-
chungen schlägt der Verband für
Anlagen, die bis einschließlich 2000
ans Netz gegangen sind, Zuschüsse
für weitere zwei bis drei Jahre vor.

Bremse für Kreativität?

Aus Sicht von Thorsten Lenck von
der Denkfabrik Agora Energiewende
ist das Corona-Tief der Börsenstrom-
preise kein dauerhaftes Problem. „An
den Terminmärkten deutet sich
schon an, dass die Energie- und
Strompreise auch wieder steigen wer-
den“, sagte er. Eine zu hohe Förde-
rung könne kreative marktwirtschaft-
liche Lösungen, die Kosten und Risi-
ken senkten, ausbremsen.

Aber auch er findet, dass das The-
ma „Ü-20-Anlagen“ mit der EEG-
Novelle dringend angegangen wer-
den müsse – um die Pioniere der
Energiewende nicht rechtlichen
Unsicherheiten auszusetzen und kli-
mafreundlichen Strom im Markt zu
halten. „Notwendige Investitionen
für Windräder, um deren Lebensdau-
er auf 30 Jahre zu erhöhen, sollten
bezuschusst werden“, so Lenck.
Auch eine Vergütung für Solarstrom
sei weiter sinnvoll, wenn auch nicht
so hoch wie die EEG-Vergütung. Sie
könne sicherstellen, dass Anlagen in
Betrieb blieben, auch wenn zum Bei-
spiel hohe Wartungskosten anfielen.

Die Bahn setzt auf Reinigung, Masken
und die Einsicht der Passagiere.

Wer nach der Jahrtausendwende eine Solaranlage installierte, galt als Pionier. Doch jetzt läuft die Förderung aus.
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Griff zum Selbstbräuner

Angesichts der coronabeding-
ten Reiseeinschränkungen haben
Verbraucher in Deutschland deut-
lich öfter zu Selbstbräuner gegrif-
fen. Im ersten Halbjahr seien
gemessen am Vorjahreszeitraum
rund 13 Prozent mehr Bräunungs-
hilfen im Lebensmittelhandel und
bei Drogerien gekauft worden, teil-
te das Marktforschungsunterneh-
men Nielsen mit. Die Nachfrage
nach Sonnenschutzmittel ließ
dagegen nach.  dpa

Granitblöcke versenkt

Im Kampf gegen zu viel Fisch-
fang hat Greenpeace vor der Ost-
see-Insel Rügen riesige Granitblö-
cke versenkt. Mit der Aktion im
Meeresschutzgebiet Adlergrund
wollen die Umweltschützer verhin-
dern, dass der Boden von Fischern
mit Schleppnetzen „durchpflügt“
wird – auch wenn dies legal ist.
Greenpeace-Experte Thilo Maack
forderte das Verbot von Fischerei
und Ausbeutung von Rohstoffen
in den Schutzgebieten.  dpa

Abbau in Textilbranche?

Die Folgen der Corona-Krise
bedrohen nach einer aktuellen Stu-
die des Kreditversicherers Euler
Hermes mehr als 150 000 Stellen
in der europäischen Textil- und
Bekleidungsindustrie. Laut der Stu-
die dürften die Umsätze der euro-
päischen Textil- und Bekleidungs-
hersteller in diesem Jahr aufgrund
der Corona-Pandemie um rund 19
Prozent einbrechen.  dpa

BERLIN – Unternehmen und Arbeit-
nehmer können voraussichtlich
auch künftig leichter auf Kurzarbeit
zurückgreifen. „Ich kann mir vorstel-
len, dass wir die erweiterten Möglich-
keiten für Kurzarbeit verlängern“,
sagte Bundesarbeitsminister Huber-
tus Heil (SPD). „Diese Möglichkeit
habe ich per Rechtsverordnung. Dar-
über werden wir im September ent-
scheiden.“ Die Hürden dafür waren
im März im Zeichen der Corona-Kri-
se gesenkt worden.

Zuletzt waren mehr als 6,83 Millio-
nen Menschen in Kurzarbeit. Im
März waren es erst 2,49 Millionen.
Heil will nun über die Ausgestaltung
der Kurzarbeit im Jahr 2021 reden.
„Wir wollen Anreize setzen, dass für
diejenigen, die länger in Kurzarbeit
sind, die Zeit sinnvoll mit Weiterbil-
dung genutzt wird.“ In der ersten Pha-
se des konjunkturellen Einbruchs sei
dies auch deshalb nicht gegangen,
weil Weiterbildung aus Gründen des
Infektionsschutzes nicht habe ange-
boten werden können.

„Von den Unternehmen erwarte
ich die Bereitschaft, in Weiterbil-
dung zu investieren“, sagte Heil.
„Wir werden eine Zeit nach Corona
haben, in der die Wirtschaft wieder
in Gang kommt.“ Dann dürfte der
Fachkräftemangel wieder in den
Fokus rücken, erwartet Heil.

Unternehmen, die in Weiterbil-
dung investierten, würden auch
unterstützt. „Da, wo Personal abge-
baut wird, gibt es die Möglichkeit,
mit Transfergesellschaft auch Qualifi-

zierung zu verbinden und so neue
Beschäftigungschancen zu sichern.“
Kurzarbeit sei für die Bundesagentur
für Arbeit (BA) teuer, sagte Heil, Mas-
senarbeitslosigkeit aber wäre für
Gesellschaft und Staat viel teurer.
„Die Krise ist aber so tiefgreifend,
dass wir in diesem Jahr wahrschein-
lich auch auf Liquiditätshilfen aus
dem Bundeshaushalt angewiesen
sein werden.“ Das Defizit, mit dem
die BA in diesem Jahr rechnet, dürfte
deren 26 Milliarden Euro dickes Geld-
polster um vier Milliarden Euro über-
steigen.

Liquiditätshilfen seien über den
beschlossenen Nachtragshaushalt
sichergestellt, sagte Heil. „Wir wer-
den mit dem Haushalt für 2021 auch
die Vorsorge dafür treffen müssen,
dass die Bundesagentur auch im
nächsten Jahr voll handlungsfähig
bleibt.“ Heil sagte: „Trotz der Tatsa-
che, dass die Beiträge der Arbeitslo-
senversicherung sehr niedrig sind,
haben wir uns darauf verständigt,
dass wir weder Leistungen kürzen
noch Beiträge erhöhen.“ Im Ver-
gleich etwa zu den Vereinigten Staa-
ten zeige sich, wie gut Kurzarbeit als
stabile Brücke über ein tiefes wirt-
schaftliches Tal funktioniere.

Nach Abflauen der Corona-Pande-
mie werde es eine Phase mit grundle-
genden Konsequenzen geben, sagte
Heil. „In einigen Bereichen wirkt
Corona wie ein Brandbeschleuniger
für die Transformation der Wirt-
schaft.“ Bei der Digitalisierung müs-
se Deutschland jetzt aufholen.  dpa
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Appell statt Strafe
Bahn verzichtet bei der MASKENPFLICHT auf Sanktionen.

KURZ BERICHTET „Brücke über tiefes Tal“
Arbeitsminister: Hürde für KURZARBEIT soll niedrig bleiben.

Nach 20 Jahren vor dem Ende?
Für Ökostrompioniere läuft die Förderung bald aus. Das könnte den Umstieg von Atom- und Kohlestrom auf ERNEUERBARE ENERGIEN bremsen.
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